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Kahlschlag
Das am Montag von der Deutschen Bun-
desregierung vorgestellte «Sparpaket» in 
der Höhe von achtzig Milliarden Euro ist 
in erster Linie ein radikales Streichkon-
zert im Sozialbereich. Hartz-IV-Emp-
fängerInnen mit Kindern müssen auf 
monatlich 300 Euro Elterngeld verzich-
ten, das nur noch Berufstätigen zustehen 
soll. Arbeitslose werden nur noch nach 
Gutdünken einer Amtsstelle bestimmte 
Leistungen erhalten. Die «Süddeutsche 
Zeitung» sieht bereits den Beginn der 

Umwandlung «des Sozialstaates in einen 
Almosenstaat». Den deutschen Kommu-
nen werden darüber hinaus weitere Auf-
gaben aufgebürdet, obwohl viele von ih-
nen schon jetzt hoffnungslos überschul-
det sind. Steuererhöhungen für die Rei-
chen sind dagegen im «Sparpaket» nicht 
vorgesehen. Und die neuen Abgaben 
verschiedener Wirtschaftszweige sind 
womöglich nicht viel mehr als «Luftbu-
chungen», wie es die oppositionelle SPD 
nennt. Noch ist unklar, wie viel vom Pa-
ket am Ende umgesetzt werden kann. Die 
Opposition, Gewerkschaften und Sozial-
verbände haben Widerstand angekündi-
gt. Und selbst innerhalb der regierenden 
CDU gibt es Stimmen, die die Kürzungs-
pläne als «unsozial» bezeichnen.  ds

PUK

Deutliches Signal
Mit 123 zu 57 Stimmen hat sich der Na-
tionalrat am Mittwoch deutlich für eine 
PUK zur Finanzkrise ausgesprochen. In 
der Debatte wurden Fragen über Fra-
gen gestellt: zur Abhängigkeit von Bun-
desrat und Finma von der UBS sowie 
zu den politischen Druckversuchen der 
Grossbank. Der GPK-Bericht hat diese 
Fragen nicht beantwortet oder sie über-

haupt erst aufgeworfen. Verschiedene 
RednerInnen forderten einen demokra-
tischen Aufbruch. Nun liegt es am Stän-
derat, diesen mitzutragen. Entscheidend 
kommt es dabei auf die CVP an. Sagt der 
Ständerat am Montag Nein, dann ver-
hindert er eine PUK.  ks

Von Kaspar Surber

So heisst der Werbeslogan der Credit 
 Suisse zur Fussball-WM: «Ein Land. 
Ein Team. Eine Bank.» Im Vorfeld der 
WM  wurden 10 000 Natitrikots ver-
lost –  mit dem CS-Logo drauf. In den 
Sta di en  der «Fifa-Fussball-Weltmeister-
schaft Südafrika 2010(tm)» wird Leib-
chenwerbung zwar verboten sein. Dafür 
wird die CS als einer von drei Sponsoren 
die Übertragungen am Schweizer Fern-
sehen präsentieren.

Die Credit Suisse, ehemals Kreditan-
stalt, ist seit 1993 Hauptsponsorin des 
Schweizerischen Fussballverbandes. 
Das Unternehmen war allerdings auch, 
um es mit Mascha Madörin zu sagen, 
eines der «Helfer der Apartheid». In 
ihrem gleichnamigen Buch schreibt die 

Ökonomin: «Bei der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit hatten die Schweizer 
Grossbanken die Federführung und 
setzten ihre Interessen gegenüber allen 
Einwänden durch.»

Aktensperre bis heute
2005 ist der Schlussbericht eines Na-

tionalfondsprojekts zu den Beziehungen 
Schweiz-Südafrika erschienen. Gelei-
tet hatte es der Historiker Georg Kreis. 
In den Folgerungen heisst es klipp und 
klar: «Dass sich die Schweiz der Sank-
tionsbewegung nicht anschloss, ins-
besondere wegen des Kapitalexportes 
und der Abnahme des südafrikanischen 
Goldexportes, hatte den Apartheidstaat 
mit seinen kredithungrigen Staatsbe-
trieben und seinen hohen Staatsausga-
ben gestützt und gestärkt und somit be-
günstigt.» Die Einrichtung eines Gold-
pools in Zürich, die Umgehung einer 
Kapitalexportbeschränkung sowie eine 
Umschuldungsmission durch den ehe-
maligen Nationalbankchef Fritz Leut-
wiler – all dies geschah auf Betreiben 
der drei damaligen Grossbanken Bank-
gesellschaft, Bankverein und eben Kre-
ditanstalt. Was sagt die Credit Suisse  
heute zu ihren Verstrickungen? «Der 
Credit Suisse Group eine Mitverant-
wortung für die Ungerechtigkeiten der 
Apartheid zuzuweisen, entbehrt jeder 
Grundlage und wird von den Fakten in 
keiner Weise gestützt. Es besteht kein 
Zusammenhang zwischen dem Vorge-
hen der Apartheidregierung gegen die 
schwarze Bevölkerung Südafrikas und 

der Geschäftstätigkeit der Credit Suisse 
Group in Südafrika.»

Nun entbehrt diese Antwort zumin-
dest einer Grundlage, nämlich des Zitats 
von Kreis. Dass sie im Jahr 2010 so ge-
geben werden kann, zeigt: Wohl ist die 
Apartheidgeschichte in den letzten Jah-
ren ins öffentliche Bewusstsein gerückt. 
Weit weniger ist es aber die Schweizer 
Beteiligung. Und das hat wieder direkt 

mit den Banken zu tun: 2002 wurden 
in den USA 23 Konzerne wegen Men-
schenrechtsverletzungen während der 
Apartheid angeklagt, darunter auch 
die CS und die UBS. Just als das Nati-
onalfondsprojekt begann. Auf Druck 
«interessierter Kreise der Wirtschaft» 
verhängte der Bundesrat 2003 eine bis 
heute gültige Aktensperre. Damit war 
die Forschung stark eingeschränkt. Zum 
Finanzplatz «fehlen die wichtigen dreis-
sig Jahre von 1960 bis 1990».

Im April 2009 liess eine New Yor-
ker Richterin gegen fünf Konzerne Kla-
gen zu: Daimler, Ford, General Motors, 

Rheinmetall, zu der die einstige Rüs-
tungssparte von Oerlikon-Bührle ge-
hört, sowie IBM. «Mangels Unterlagen 
konnte den Banken keine direkte Un-
terstützung von Verbrechen im Apart-
heidsystem nachgewiesen werden», 
sagt Barbara Müller von der Kampagne 
für Entwicklung und Entschuldung im 
südlichen Afrika.

In der Hälfte abgeblockt – das ist die 
Bilanz der Forschung zu den Schweizer 
Beiträgen an die Apartheid. Anders in 
Deutschland: Dort läuft vor der WM eine 
Kampagne gegen Daimler, den Sponsor 
des Nationalteams. «Der Spiegel» wid-
mete ihr eine mehrseitige Reportage.

Multikulti auf dem Fussballplatz
Man mag einwenden: Die Schweiz 

hat sich in den letzten zwanzig Jahren 
stark verändert. Wozu die Beschäfti-
gung mit der alten Geschichte?  

Tatsächlich heissen die Natispieler 
nicht mehr Egli oder Sutter, sondern 
Derdiyok oder Shaqiri. Zumindest auf 
dem Fussballplatz, wo die geschos-
senen Tore mehr zählen als die sozi-
ale Herkunft, ist die Schweiz zur mul-
tikulturellen Gesellschaft geworden. 
Aber sonst? Zwischen Wirklichkeit und 
Wahrnehmung klafft mit Burkapara-
noia und Ausschaffungswahn eine be-
trächtliche Lücke. Vielleicht hat sie mit 
dieser unbewältigten Geschichte zu tun, 
die vom Überlegenheitsdenken berich-
tet. Und von der nicht nur die Credit 
 Suisse nichts mehr wissen will, weil sie 
ja sowieso nicht dabei war.  ◊

FUSSBALL-WM Das Beispiel von Nationalmannschaftssponsor Credit Suisse zeigt, wie wenig 
die Apartheidunterstützung der Schweiz im öffentlichen Bewusstsein vorhanden ist.

Ein Team. Eine Bank.

Zwischen der
Selbstwahrnehmung 
der Schweiz und der 
Wirklichkeit klafft 
eine grosse Lücke.
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